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Fahrläſſigkeit im Sinne des § 12 des Lebensmittel⸗Geſetzes vom 16. Jänner 
1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 89 ex 1897, fällt dem Verkäufer insbeſonders dann 
zur Laſt, wenn er aus Herkunft oder Beſchaffenheit des Lebensmittels her⸗ 
vortretende Bedenken, welche zur Unterſuchung desſelben Anlaß gäben, mangels 
pflichtmäßiger Aufmerkſamkeit unbeachtet läßt. 


Notiz. ' 
Perſonalien. — Erledigungen. 


Organiſation und Inſtanzenzug der politiſchen Behörden 
in Oeſterreich.“ 


Wie in allen größeren Staaten beſteht auch in Oeſterreich eine 
dreifache Gliederung der ſtaatlichen Verwaltungsbehörden. Die unterſten 
Localſtellen unterſtehen einer Zwiſchenbehörde und dieſe wieder einer 
Centralſtelle. Die Rechtfertigung dieſes Syſtems iſt leicht zu finden. 
Das Bedürfniß unterſter Behorden ergibt ſich durch die Nothwendig⸗ 
feit der örtlichen Detailausführung ſtaatlicher Geſchäfte und durch das 
Bedürfniß der Bevölkerung nach einer örtlich leicht erreichbaren ſtaat— 
lichen Behörde. Das Erforderniß einer ſtaatlichen Spitze iſt durch die 
Idee des einheitlichen Staats willens von ſelbſt gegeben. Den Unter⸗ 
behörden gibt ſie die Directive, der Bevölkerung gewährt ſie Abhilfe 
gegen Uebergriffe der letzteren. In ähnlicher Weiſe fixirbar, wenn auch 
nicht fo ganz ſelbſtverſtändlich, iſt die Stellung des Mittelgliedes 
zwiſchen beiden. Die räumliche Ausdehnung des Staates, der Umfang 
ſeiner Geſchäfte mögen es erwünſcht erſcheinen laſſen, daß ein Ueber— 
gang geſchaffen wird zwiſchen der einen Spitze und den zahlreichen 
Unterbehörden. Bei kleineren Staaten mag dieſes Mittelglied ent- 
behrlich erſcheinen; bei größeren ſind oft mehrere Mittelglieder nöthig. 
Vermittlung zwiſchen Oben und Unten iſt die natürliche Aufgabe 
desſelben; Entlaſtung beider ein Nebengewinn. Dieſe Zwiſchenbehörde 
erhält den einmal ausgeſprochenen Willen der Leitung bei den Unter- 
behörden wach (Controle) und umgekehrt, fie prüft und ſichtet die 
Regungen des Volkswillens, die bei der Unterbehörde ſich melden, und 
leitet fie nach Oben: Anregung und Antragſtellung. So ergibt ſich aus 
dieſer grundverſchiedenen Stellung der drei Stufen eine innerlich be— 
gründete Differenzirung ihrer Aufgaben, und es wäre ein Irrthum, 
anzunehmen, daß eigentlich alle drei Verwaltungsſtufen inhaltlich die 
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gleiche Function haben, etwa ſo, daß ſie ſich nur durch den Umfang 
ihres Verwaltungsgebietes unterſcheiden. 

Weder in dem Sinne haben alle drei Behördenſtufen die gleiche 
Aufabe, daß alle drei über Einzelfälle entſcheiden, immer eine über 
der anderen; noch in dem Sinne, daß ſie alle drei generelle An— 
ordnungen treffen, immer eine unter der anderen. Ein Miniſterium, 
das ſich erſchöpft in der Ueberprüfung von Einzelentſcheidungen der 
Unterbehörden, verliert naturgemäß ſeine hohe Stellung als leitendes 
Organ; eine Bezirksbehörde, die fich zu viel mit genereller Regle— 
mentirung befaßt, wagt ſich an eine Aufgabe, der ſie naturgemäß 
nicht gewachſen iſt; eine Landesſtelle, die beide Functionen über— 
nimmt, ohne das Miniſterium von Einzelentſcheidungen zu entlaſten, 
ohne der Unterbehörde die Anordnungen zu erſparen, verwirrt die 
einheitliche Leitung und verſchleppt die Raſchheit der Entſcheidungen. 

Dieſe theoretiſch höchſt einfachen, ja ſelbſtverſtändlichen Forde— 
rungen ermöglichen es, ein Schema für die Aufgaben der einzelnen 
Behördenſtufen der Verwaltung aufzuſtellen. Dasſelbe beruht auf dem 
Principe der Differenzirung der Aufgaben, wobei fie ſich in der Haupt— 
ſache unterſcheiden als ausübende, controlirende und leitende Organe. 
Hiedurch tritt die Verwaltungsorganiſation in einen bewußten Gegen— 
ſatz zu jener der Gerichte; denn bei letzteren hat jede Organiſations— 
ſtufe inhaltlich die gleiche Aufgabe, wie die andere: Recht zu finden. 
Dabei iſt Controle nur eine nebenbei geübte Function. Ebenſo wenig 
ſind die oberſten Gerichte zu einer energiſchen Leitung, zu einer Regu⸗ 
lirung und Normirung der Thätigkeit der unteren berufen. Controle 
und Leitung, inſoferne ſie hinausgehen über die Ueberprüfung des Einzel⸗ 
falles, laſſen ſich ganz wohl ausſcheiden aus der Stufenfolge der Gerichte 
und einem beſonderen Verwaltungsorgane übertragen; und dies iſt auch 
zum großen Theile geſchehen bei den Gerichtshöfen durch Abſonderung 
des Wirkungskreiſes der Präſidien von dem der Collegien; vollſtändig 
in der oberſten Inſtanz durch Scheidung zwiſchen dem oberſten Ge— 
richtshofe und Juſtizminiſterium. 

Im Weſen der Gerichtsbarkeit liegt ſomit die inhaltlich ähnliche 
Thätigkeit in allen Stufen; im Weſen der Verwaltung liegt dagegen 
eine Differenzirung der Thätigkeit der Einzelſtufen. Thatſächlich be⸗ 
ſitzen wir zahlreiche Verwaltungszweige, die nach dieſen Poſtulaten 
organiſirt ſind, z. B. die Eiſenbahnverwaltung mit einer leitenden 
Centrale, ausübenden Localſtellen und vermittelnden Directionen, die 
Controle üben und die Leitung entlaſten; fo die Poſtverwaltung, ver— 
gleichbar einem großen Bankinſtitute mit ſeinen Repräſentanzen und 
Agenturen. Man merkt es, wie hier von dem kaufmänniſchen Geiſte 
der Privatthätigkeit etwas eingezogen iſt in den Staatsorganismus. 
Eine weitgehende Differenzirung der Behördenaufgaben findet ſich auch 
in der Militärverwaltung mit ihrer kraftvollen Leitung und den genau 
geregelten Competenzen der Unterorgane. Dieſes Bild der Differen- 
zirung der Behördenthätigkeit ließe ſich im Einzelnen genau durch— 
führen bei faſt allen ſogenannten Fachverwaltungen; hingewieſen ſei 
hier nur auf die große Anzahl eigener Control- und Inſpections⸗ 
organe, die unter der einheitlichen Leitung und über der Localbehörde 


ſtehen. Alles dies in bewußtem Contraſte zu der Einrichtung der 
Gerichte. 

Um ſo merkwürdiger erſcheint der Gegenſatz aller dieſer Fach— 
verwaltungen zu der Verwaltung im engeren Sinne, nämlich zu 
der Verwaltung der inneren Angelegenheiten, wie ſie repräſentirt wird 
durch die Behördenſtufen: Miniſterium des Innern, politiſche Landes— 
ſtelle und politiſche Bezirksbehörden. Denn gerade hier, wo man es 
am wenigſten erwarten ſollte, zeigt ſich ein Zuſtand, wonach gerade 
die Differenzirung der Verwaltungsthätigkeit nach Behördenſtufen in 
auffälliger Weiſe verwiſcht erſcheint. 

Was vor Allem die einheitliche Leitung der geſammten Ver⸗ 
waltungsmaſchine betrifft, welche vornehmlich durch Aufſtellung gene- 
reller, über den Einzelfall hinausgehender Normen erfolgt, fo ſei auf 
die auffällige Thatſache hingewieſen, daß zwar jeder Landeschef, ja 
faſt jede Bezirksbehörde ihr Amtsblatt herausgeben als Sammelſtelle 
für generelle Normen; daß aber gerade das Miniſterium des Innern 
— im Gegenſatze zu anderen Miniſterien — kein eigenes Fach— 
verordnungsblatt beſitzt (von einigen Specialzweigen: Verſicherung ze. 
abgeſehen), daß alſo gerade die leitende Stelle dieſes Organes einer ein⸗ 
heitlichen Leitung entbehrt. Weiters möchte ich darauf hinweiſen, daß 
die zweitwichtigſte Function neben der Leitung: die Controle, zwar 
bei den Fachverwaltungen durch ein Syſtem von Inſpections- und 
Controlorganen ausgeübt wird, daß aber gerade bei der politiſchen 
Verwaltung im engeren Sinne ein derartiges Syſtem von Inſpections— 
und Controlorganen nahezu ganz fehlt. 

Dieſe beiden etwas auffälligen Erſcheinungen konnten vielleicht 
auf den erſten Blick als etwas rein Zufälliges gedeutet werden; leider 
ſind ſie Symptome eines viel tiefer liegenden Uebels, das ich vor— 
greifend etwa ſo formuliren möchte: es habe ſich ſpeciell bei der 
politiſchen Verwaltung aus dem dreitheiligen Behördenorganismus mit 
differenzirten Aufgaben ein dreitheiliger Inſtanzenzug herausentwickelt, 
ähnlich jenem der Gerichte, und ſich hier erhalten, während er bei 
den Gerichten vielfach ſchon überwunden wurde. Es kann nämlich als 
eine (nur von relativ nicht zahlreichen Ausnahmen durchbrochene) 
Regel hingeſtellt werden, daß die Angelegenheiten der politiſchen 
Verwaltung von den Bezirksbehörden in erſter Inſtanz entſchieden 
werden, daß dann die zweite Behörde als Recursinſtanz fungirt, und 
daß endlich das Miniſterium des Innern als zweite Recursbehörde 
überprüft. 

Der Fall, daß das Miniſterium mit Umgehung der Landesſtelle 
als erſte Recursinſtanz fungirt, kommt nicht vor; die Fälle, daß die 
Landesſtelle als erſte Inſtanz entſcheidet, ſo daß das Miniſterium die 
einzige Recursinſtanz bilden würde, ſind relativ ſelten, ebenſo die 
Fälle, wo die Landesſtelle als letzte Inſtanz abſchließt. Was iſt die 
Folge dieſes Zuſtandes? Das die Thätigkeit des Miniſteriums des 
Innern vorwiegend in der Ueberprüfung ſolcher Entſcheidungen beſteht, 
die von der Landesſtelle bereits geprüft und überprüft ſind. Dazu 
kommt noch, daß vielfach durch das Vorhandenſein der Gemeinden, 
die unterhalb der politiſchen Staatsbehorden ein gewiſſes Entſcheidungs⸗ 
recht haben, noch eine vierte Inſtanz gegeben iſt; und daß endlich 
fünftens die Angelegenheit den Boden der Verwaltungsbehörden ver— 
läßt, um vor ein richterliches Forum zu gelangen. So viele Inſtanzen 
ſind unter allen Umſtänden vom Uebel und die landläufige Klage, 
daß viel Geld, Zeit und Mühe vergeudet wird, bedarf keiner Wieder⸗ 
holung. Allein allzuviel Gewicht möchte ich nicht darauf legen. Sie 
läuft ſchließlich darauf hinaus, daß relativ — im Verhältniſſe zur 
Arbeit — zu wenig geleiſtet wird; aber Arbeit und Leiſtung im 
öffentlichen Leben gehören zu den Imponderabilien, und deren gegen= 
ſeitige Abwägung führt immer zu vagen Ergebniſſen. Es wäre daher 
von Wichtigkeit, an Stelle der relativen Abwägungen abſolut giltige 
Maßſtäbe zu finden, an denen die Berechtigung des ſo vielfachen 
Inſtanzenzuges der politiſchen Verwaltung gemeſſen werden könnte. 

Da möchte ich vor Allem darauf hinweiſen, daß gerade in der 
inneren Verwaltung Einrichtungen beſtehen, welche die Vielheit des 
Inſtanzenzuges werthloſer machen, als es ſonſt nach der Natur der 
Sache ſein müßte. Bei der Bezirkshauptmannſchaft kommen die ver⸗ 
ſchiedenſten Anlegenheiten zuſammen in den Händen weniger Per- 
ſonen. Int Laufe eines Tages kommt der Beamte in die Lage, nach 
einander zu entſcheiden: über Gewerbe-, Ehe-, Heimat⸗, Matriken⸗, 
Gemeinde-, Waffen-, Thierſeuchen-, Paß⸗, Sanitäts-, Vereins-, Ver⸗ 


88 


ſammlungsangelegenheiten ꝛc. Hier kann eine tiefe Geſetzesinterpre⸗ 
tation, ein gründliches Studium der Normen, kurz eine Special⸗ 
bildung für alle dieſe Fächer kaum erwartet werden, und eine Re— 
viſionsmöglichkeit iſt ſchon aus dieſem Grunde unbedingt geboten. 
Dieſe gewährt zunächſt die Landesſtelle, wo dieſe zahlreichen Fächer 
in Departements nach ſachlichen Geſichtspunkten gruppirt ſind und 
eine Arbeitstheilung ſtattfindet. Nun ſollte man meinen, wenn die 
Sache von da an das Miniſterium des Innern gelangt, ſo werde 
eine noch feinere Arbeitstheilung ſtattfinden! Gerade das Gegentheil 
findet ſtatt; denn hier beſteht eine Geſchäftseintheilung nicht nach 
Fächern, ſondern nach Kronländern; wohl beſtehen vereinzelte Aus— 
nahmen, jo ein beſonderes Departement für Vereinsweſen, Ver— 
ſicherungs⸗ und techniſche Zweige, Adelsſachen, Sanitätsweſen ꝛc., 
aber Regel iſt, daß im Miniſterium des Innern ſämmtliche ver- 
ſchiedenen Agenden ſich in Kronlanddepartements zuſammenfinden. 
Während alſo bei der Landesſtelle ſich ein gewiſſes Specialiſtenthum 
herausbilden kann, kommt ein ſolches bei der höchſten Stelle nicht 
zur Geltung. Es tritt alſo bei der dritten Ueberprüfung faſt ein Rück⸗ 
fall in jenen Zuſtand ein, der bei der erſten Inſtanz herrſchte. Eine 
größere ſachliche Garantie iſt alſo durch die neuerliche Ueberprüfung 
in vielen Fällen nicht gegeben, im Gegentheil, es überprüfen die 
Nichtſpecialiſten die Arbeit der Specialiſten; außerdem ſind die Organe 
dieſes Amtes dem realen Leben weit mehr entrückt als die Unter— 
behörden. Dadurch erklärt ſich vielleicht das Geheimniß, warum das 
Miniſterium des Innern kein Fachverordnungsblatt herausgibt. Gründ— 
liche Einzelentſcheidungen zu fällen, haben die dorthin Berufenen, 
welche die Elite des Beamtenthums darſtellen, die Schulung; aber 
das Specialſtudium fehlt zuweilen, und ſo wird die generelle Thätig— 
keit oft untergeordneten Händen überlaſſen. 

Man wird nun einwenden, daß ſich hieraus die Nothwendigkeit 
ergibt nicht einer Reform des Inſtanzenzuges, ſondern einer Reform 
des Miniſteriums. Allein abgeſehen davon, daß, wie nun einmal die 
Verhältniſſe liegen, aus politiſchen und nationalen Gründen hier eher 
eine Reform im entgegengeſetzten Sinne zu erwarten iſt — eine noch 
intenfivere Behandlung nach Kronländern — fo wäre durch eine fach— 
gemäße Eintheilung des Miniſteriums nur einer von vielen Uebel— 
ſtänden behoben; die Entſcheidungen könnten unter Umſtänden ſach— 
gemäßer ſein; aber forkdauern würde der Zuſtand, daß drei- bis 
fünfmal über dieſelbe Sache entſchieden wird. Dadurch nähert ſich 
(wie bereits angedeutet wurde) die Thätigkeit der politiſchen Ver— 
waltungsbehörden auffallend jener der Gerichte, während doch beide 
principiell verſchiedene Aufgaben haben. 

Indem nämlich jeder Einzelfall die Fähigkeit beſitzt, alle Be— 
hördenſtufen zu beſchäftigen, ſo überwiegt natürlich die judicirende 
Thätigkeit derſelben. Es tritt der Zuſtand ein, daß die Bewegung des 
Einzelwillens das vornehmlich treibende Element wird. Die Kehrſeite 
dieſes Zuſtandes iſt, daß die Verwaltungsbehörde die abwartende 
Stellung des Richters einnimmt und das Reſultat iſt jene eigen⸗ 
thümliche Beſchränktheit des Staatswillens, die (aut Otto Mayer) zwar 
der normale Zuſtand der Judicatur iſt, aber auf unſerem Gebiete als 
Schwäche der Verwaltung gilt. Dieſer Zuſtand der Schwäche iſt 
factiſch da als Ergebniß der genannten Factoren; der Kenner öſter— 
reichiſcher Verwaltung weiß, wie gering die Initiative der Verwaltung 
iſt im Vergleiche zu den Anregungen, die ihr durch die Parteien zu— 
kommen. Der Einlauf bringt dieſe Bewegung des Einzelwillens zum 
Ausdrucke und auf die Erledigung des Einlaufes verwenden alle 
Inſtanzen nahezu ihre ganze Kraft. Nicht etwa das, was gearbeitet 
wird, iſt ſchlecht; ſondern, daß nicht viel Anderes geleiſtet wird, iſt 
die Schwäche der Verwaltung. Das Privatintereffe der Parteien iſt 
ein hinlängliches Movens für die Thätigkeit des Civilrichters, und 
dem Strafrichter ſteht der Staatsanwalt zur Seite; das öffentliche 
Intereſſe der Verwaltung aber wird nur in höchſt zufälliger Weiſe 
gewahrt, wenn der politiſche Beamte ſich in die abwartende Stellung 
des Richters begibt und darin verharrt. Das wahrhaft Betrübende 
aber iſt dabei, daß die Verwaltung, obwohl ſie die richterliche Thätig— 
keit nachahmt, dennoch gerade deren ſchönſte Seiten nicht zu erreichen 
vermag. Der Vortheil des gerichtlichen Inſtanzenzuges beruht darauf, 
daß in allen Inſtanzen unabhängige Richter ſind, daß eine höhere 
Rechtskenntniß in höheren Inſtanzen erwartet werden kann und daß 
eine colfegiale Berathung verſtärkter Senate geboten werde. Man kann 


daher jagen, daß bei den richterlichen Inſtanzen eine gewiſſe Garantie 
gegeben iſt, daß der Sinn der Geſetze mit ſtets wachſender Schärfe 
und mit ſtets gleichbleibender Unabhängigkeit ergründet werde. 

Alle dieſe Vortheile zeigen ſich keineswegs in gleicher Stärke 


im politiſchen Inſtanzenzuge. Unabhängig find die Beamten der Ober⸗ 


behörde ſo wenig, wie jene der unteren. Eine größere Fachkenntniß 
iſt bei der oberſten Inſtanz in Ermanglung der Facheintheilung kein 
organiſches Product, höchſtens individuelles Verdienſt, und in allen 
drei Inſtanzen entſcheiden Einzelperſonen, nicht Collegien, wie es in 
der Natur der heutigen Verwaltung liegt. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


kes“ eines Beamten der Gerichtshöfe I. In⸗ 
er ch — in Rückſicht auf den Anſpruch auf 
sweiſe Subſtitutionsgebühren. 


Begriff des „Amtsbezi 
ſtanz und der Bezirksg 
Diäten, beziehung 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 17. Jänner 1899 
gepflogenen öffentlichen Verhandlung über die Klage des Rudolf 
Perſché, k. k. Gerichtsadjunct in Senoſetſch, durch Dr. Alois Homann, 
de präs. 18. October 1898, 3. 370 R.⸗G., wider das k. k. Juſtiz⸗ 
miniſterium wegen Zahlung von 145 fl. ſammt Nebengebühren zu 
Recht erkannt: 

Das k. k. Juſtizminiſterium iſt ſchuldig, dem Kläger Rudolf 
Perſché an reſtlicher Gebühr für die Subſtituirung des Zirknitzer 
Bezirksrichters in der Zeit vom 1. März bis 26. Juli 1898 den 
Betrag von 145 fl. mit 5% Zinſen ſeit dem Klagsbehändigungstage, 
das iſt dem 28. October 1898, binnen 14 Tagen zu bezahlen. 

Der Spruch über die Proceßkoſten entſällt. 

Gründe: Der Kläger wurde an Stelle des erkrankten Landes— 
gerichtsrathes und Bezirksgerichts-Vorſtehers Johann Nedog mit der 
Leitung des k. k. Bezirksgerichtes in Zirknitz gegen Zuſicherung der 
normalmäßigen Subſtitutionsgebühren betraut. Dieſe wurden auch in 
dem Ausmaße täglicher 4 fl. für die Zeit vom 18. November 1897 
bis Ende Februar 1898 ausbezahlt, dagegen wurde die vom Kläger 
für die Zeit vom 1. März 1898 bis 26. Juli 1898 gelegte Rechnung 
mit Erlaß des k. k. Landesgerichts-Präſidiums in Laibach vom 19. Auguſt 
1898, präs. 2116 4/98, beziehungsweiſe des k. k. Oberlandesgerichts⸗ 
Pröfdiums in Graz vom 13. Auguſt 1898, präs. 9628 4/98, nur 
mit dem Betrage täglicher 3 fl. liquidirt. Den dagegen ergriffenen 
Recurs des Klägers hat das k. k. Juſtizminiſterium mit Erlaß vom 
19. September 1898, Z. 20.934, mit der Begründung abgewieſen, 
daß der Subſtitutionsort und der Amtsort in demſelben Gerichtshof— 
ſprengel liegen, mithin — wie in dem Juſtizminiſterial-Erlaſſe vom 
12. Juni 1898, 3. 5952, in Erinnerung gebracht worden iſt — 
eine auswärtige Verwendung im Amtsbezirke vorliegt, wofür normal⸗ 
mäßig nur die reſtringirten Diäten (Taggelder) zuzugeſtehen find. 
Hiedurch erachtet ſich der Kläger in ſeinen Anſprüchen geſchädigt, da 
die normalmäßigen Subſtitutionsgebühren nach dem Hofdecrete vom 
28. März 1828, J.⸗G.⸗S. Nr. 2332, im Zuſammenhalte mit dem 
Juſtizminiſterial⸗Erlaſſe vom 15. Februar 1859, Z. 2493, in den 
vollen Diäten täglicher 4 fl. beſtehen. Die plötzliche Herabſetzung auf 
3 fl. widerſpricht nicht nur der früher eingehaltenen Uebung, ſondern 
auch den Vorſchriften des Hofkammerdecretes vom 15. April 1835, 
J.-G.⸗S. Nr. 11, wornach jede von den allgemeinen Vorſchriften in 
Beziehung auf die Gebühr zu machende Ausnahme ſchon vor der 
Abſendung außer allen Zweifel geſetzt werden muß, und eine nach- 
trägliche Verhandlung hierüber nicht ſtattzufinden hat. Demgemäß 
gebühren dem Kläger für die Zeit vom 1. März 1898 bis 26. Juli 
1898, das iſt 148 Tage, nach Abzug von 3 Urlaubstagen, ſomit 


für 145 Tage à 4 fe el 
beziehungsweiſe nach Erhalt von .. 435 „ 
noch reſtliche 145 fl. 


und ſtellt der Kläger das Begehren, zu erkennen, das k. k. Juſtiz⸗ 
miniſterium ſei ſchuldig, dem Kläger obige 145 fl. ſammt 5% Zinſen 
vom Klagstage zu bezahlen. 
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Das k. k. Juſtizminiſterium hebt in ſeiner Gegenſchrift 
zunächſt hervor, daß mit ſeinem Erlaſſe vom 30. November 1897, 
Z. 27.432, die vom k. k. Landesgerichts-Präſidium in Laibach wegen 
Dringlichkeit verfügte Abordnung des Gerichtsadjuncten Guſtav Perſché 
in Senoſetſch zur Supplirung des erkrankten Bezirksgerichtsvorſtehers 
in Zirknitz gegen das normalmäßige Taggeld und Erſatz der ein— 
fachen Koſten der Hin- und Rückreiſe nachträglich genehmigt wurde, 
und beſtreitet den Anſpruch des Klägers auf die vollen charaktermäßigen 
Diäten nach dem Ausmaße der Verordnung vom 18. Juli 1873, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 115, und zwar aus nachſtehenden Gründen: Das 
Subſtitutionsnormale vom 28. März 1828 kann der Kläger nicht für 
ſich geltend machen, weil dasſelbe zwiſchen Dienſtreiſen, beziehungs— 
weiſe Verrichtungen im Amtsbezirke und außerhalb des Amtsbezirkes 
noch nicht kannte, dieſer Unterſchied vielmehr erſt durch die Verordnung 
vom 3. Juli 1854, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 169, eingeführt wurde. Das 
Subſtitutionsnormale unterſcheidet lediglich zwiſchen Subſtitutionen 
erledigter Dienſtplätze und anderen Subſtitutionen, und geſteht nur 
für erſtere eine Subſtitutionsgebühr, beſtehend in der Diäte der eigenen 
Dienſtclaſſe zu, während es bei anderen Subſtitutionen jeden Anſpruch 
auf eine Gebühr ausdrücklich negirt und nur unter beſonderen Um⸗ 
ſtänden angemeſſene Entlohnungen geſtattet. Als ein erledigter Dienſt⸗ 
platz kann aber im Sinne des Subſtitutionsnormales nur ein ſolcher 
angeſehen werden, bezüglich deſſen der Gehalt und allfällige Neben— 
bezüge und Emolumente für das Aerar einzuziehen ſind. Nach dem 
Subſtitutionsnormale hätte daher der Kläger gar keinen Anſpruch, 
weil er nicht einen erledigten Dienſtplatz ſubſtituirte, und wäre 
es lediglich dem Ermeſſen der Juſtizverwaltung überlaſſen, ihm hieſür 
eine Entlohnung zuzugeſtehen. Das Subſtitutionsnormale hat aber 
durch die Miniſterial-Verorduung vom 3. Juli 1854, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 169, eine auf dem Wege der Analogie zu erſchließende Ergänzung 
und Abänderung erfahren, welcher die Juſtizverwaltung bei ihren Ent— 
ſcheidungen in der Praxis bisher unangefochten Geltung verſchafft hat. 
Die Verordnung ſtellt ſich als Ausführung der in den Organiſirungs— 
vorſchriften vom 14. September 1852 (Miniſterial-Verordnung vom 
19. Jänner 1853, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 10) enthaltenen Beſtimmung dar, 
wornach die Beamten der Bezirksämter (§ 18 der Beilage A dieſer 
Verordnung) und der Gerichtshöfe (8 23 der Beilage D) für Dienſt⸗ 
reifen im Bezirke, beziehungsweiſe im Gerichtsbezirke beſtimmte Tag⸗ 
und Meilengelder, dagegen bei Dienſtreiſen außerhalb des Bezirkes, 
beziehungsweiſe Gerichtsſprengels die normalmäßigen Diäten und 
Reiſegebühren zu beziehen haben und hat demgemäß im § 1 feſtgeſetzt, 
daß die Beamten der Gerichtshöfe erſter Inſtanz, der Kreis- und 
Comitatsbehörden, der gemiſchten und politiſchen Bezirks- und Stuhl— 
richter-Aemter und der beſonderen Bezirksgerichte bei Commiſſionen 
außerhalb des Amtsortes und bei Dienſtreiſen im Amtsbezirke 
die in den folgenden Paragraphen bemeſſenen Tag- und Meilen⸗ 
gelder, hingegen bei Dienſtreiſen außerhalb des Amtsbezirkes, bei allen 
Hofreiſen in und außer dem Amtsbezirke und bei Ueberſiedlungen die 
claſſenmäßigen Reiſegebühren und Diäten nach den bisherigen all⸗ 
gemeinen Vorſchriften zu beziehen haben. Der Begriff „Amtsbezirk“ 
wird weder in dieſer Verordnung, noch in einer ſonſtigen geſetzlichen 
Beſtimmung definirt, und war nur im zweiten Abſatze des § 1 ent⸗ 
ſprechend der damaligen Organiſirung enthalten, daß Dienſtreiſen, 
welche in Unterſuchungsgeſchäften über Verbrechen und Vergehen inner- 
halb des dem betreffenden Gerichtshofe, Bezirksgerichte oder Bezirks— 
und Stuhlrichteramte zugewieſenen Unterſuchungsſprengels unter⸗ 
nommen werden, als Dienſtreiſen im Amtsbezirke anzuſehen ſind. 
Eine Subſtitution außerhalb des Amtsortes iſt nun als eine aus— 
wärtige Commiſſion, als eine Dienſtreiſe aufzufaſſen und erſcheint 
daher die Verordnung vom 3. Juli 1854, R.-G.⸗Bl. Nr. 169, neben 
dem Subſtitutionsnormale auf Subſtitutionen anwendbar, wonach auch 
bei dieſen die Unterſcheidung nach dem Geſichtspunkte der Verrichtung 
derſelben im Amtsbezirke und außerhalb desſelben einzutreten hat. 
Demgemäß hat das k. k. Juſtizminiſterium auch nicht mehr zwiſchen 
Subſtitutionen erledigter Dienſtplätze und anderen Subſtitutionen, 
ſondern nur zwiſchen Subſtitutionen innerhalb und außerhalb des 
Amtsbezirkes unterſchieden, zumal es auch ſachlich vom Standpunkte 
des ſubſtituirenden Beamten und der ihm aus Anlaß einer Subſtitution 
erwachſenden Mehrauslagen nicht darauf ankommt, ob der ſubſtituirte 
Dienſtplatz erledigt oder ſein Inhaber nur einſtweilen und vorüber⸗ 


gehend an der Ausübung feiner Amtspflichten verhindert und darin 
zu ſuppliren iſt. Schwierigkeiten bereitet nur die Feſtſtellung des Be— 
griffes „Amtsbezirk“. In dieſer Beziehung iſt hervorzuheben, daß für 
die Beamten der Oberlandesgerichte nach § 23 Beilage D, der Ver- 
ordnung vom 13. Jänner 1853, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 10, der Bezug der 
vollen Diäten für den ganzen Oberlandesgerichtsſprengel zugeſtanden 
iſt, ſo daß für dieſe der Amtsbezirk mit dem Umfange des Stand— 
ortes des Oberlandesgerichtes zuſammenfällt, während, wenn die 
Wortbedeutung den Ausſchlag geben würde, für dieſe Beamten der 
Sprengel des ganzen Oberlandesgerichtes der Amtsbezirk ſein müßte. 
Daß ferner für die Beamten der Gerichtshöfe der Sprengel des Ge— 
richtshofes den Amtsbezirk bildet. Wenn nun für die Beamten der 
Bezirksgerichte nach der Wortbedeutung als Amtsbezirk lediglich der 
Sprengel des jeweiligen Bezirksgerichtes gelten ſollte, ſo ergäbe ſich 
daraus die gewiß nicht zu acceptirende Conſequenz, daß wenn, wie 
z. B. im vorliegenden Falle, ein Gerichtsadjunct des Landesgerichtes 
in Laibach zur Subſtitution des Bezirksrichters in Zirknitz abgeordnet 
worden wäre, demſelben nur die Taggelder, einem bezirksgerichtlichen 
Beamten eines anderen Bezirksgerichtes dieſes Gerichtshofſprengels aber 
die vollen Diäten zuzuſprechen wären, obwohl der erſtere hiebei offen— 
bar ungünſtiger ſituirt iſt. Das k. k. Juſtizminiſterium hat ſich daher 
zur Erzielung eines gleichmäßigen Vorganges und veranlaßt durch 
die Beſtimmungen der §§ 46 und 47 des Gerichtsorganiſirungsgeſetzes 
vom 27. November 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 217, beſtimmt gefunden, 
mit dem Erlaſſe vom 12. Juni 1898, 3. 5952, unter Anderem aus⸗ 
zuſprechen, daß ſowohl für die bezirksgerichtlichen, als auch für die 
Gerichtshofsbeamten erſter Inſtanz ihr jeweiliger Gerichtshofſprengel 
als Amtsbezirk zu gelten hat. Dieſe Auffaſſung liegt auch im Geiſte 
des Geſetzes vom 11. Juni 1868, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 159, über die 
Organiſirung der Bezirksgerichte, ſowie des Gerichtsorganiſations— 
geſetzes vom 27. November 1896, R.-G.⸗Bl. Nr. 217, welche beide 
die Unterordnung der Berzirksgerichte unter die Gerichtshöfe normiren. 
Hiernach wurde Guſtav Perſchs hinſichtlich der Zeit vom 14. No⸗ 
vember 1897 bis Ende Februar 1898 in Anſehung der ihm zuge⸗ 
ſtandenen vollen Diäten günſtiger, als ihm gebührt, hinſichtlich der 
Zeit vom 1. März 1898 bis 26. Juli 1898 normalmäßig behandelt. 
Daraus, daß ihm für die Zeit vom 14. November 1897 bis Ende 
Februar 1898 gegen die geltenden Gebührenvorſchriften und gegen 
den Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 30. November 1897, 
3. 27.432, welcher deſſen Abordnung gegen das normalmäßige Tag- 
geld (nicht Diäten) genehmigte, die vollen Diäten per 4 fl. aus⸗ 
bezahlt wurden, kann der Kläger einen Rechtsanſpruch nicht ableiten 
und könnte er das Hofkammerdeeret vom 15. April 1835 und den 
Juſtizminiſterialerlaß vom 15. Februar 1859, 3. 2493, nur dann 
für ſich geltend machen, wenn ihm ohne vorgängige Vereinbarung 
geringere, als die normalmäßigen Gebühren angewieſen worden 
wären, was aber nicht der Fall iſt. Hiernach wird gebeten, das Klage— 
begehren abzuweiſen. 

Das k. k. Reichsgericht pflichtet wohl der Anſchauung des 
k. k. Juſtizminiſteriums bei, daß das Subſtitutionsnormale vom 
28. März 1828 in der Miniſterialverordnung vom 3. Juli 1854, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 169, ſeine Ergänzung finde, die hieraus abgeleiteten 
Forderungen aber vermag es als auf den vorliegenden Fall zutreffend 
nicht anzuerkennen. 

Als „Amtsbezirk“ eines Beamten der Gerichtshöfe I. Inſtanz 
und der Bezirksgerichte (§ 1 jener Miniſterial-Verordnung) kann nur 
jenes Gebiet angeſehen werden, innerhalb deſſen der Beamte nach den 
beſtehenden Competenzvorſchriften regelmäßig ſein Amt auszuüben hat, 
und damit ſtimmt es — im Hinblicke auf die Beſtimmung des § 10 
lit. e der St.⸗P.⸗O. vom 29. Juli 1853, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 151 — 
überein, wenn im Abſatze 2 des citirten § 1 beſtimmt wurde, daß 
Dienſtreiſen, welche in Unterſuchungsgeſchäften über Ver— 
brechen und Vergehen innerhalb des, dem fremden Gerichtshofe 
oder Bezirksgerichte zugewieſenen Unterſuchungsſprengels vor⸗ 
genommen werden, als Dienſtreiſen im Amtsbezirke anzuſehen ſind. 

Aus dieſer, Dienſtreiſen in ſtrafgerichtlichen Angelegenheiten 
betreffenden Specialbeſtimmung abzuleiten, daß Beamte eines Bezirks⸗ 
gerichtes auch bei anderen Dienſtreiſen außerhalb des Sprengels jenes 
Bezirksgerichtes, bei welchem ſie angeſtellt ſind, nur Taggelder (im 


Gegenſatze zu claſſenmäßigen Diäten) anzuſprechen haben, geht aber 


nicht an, weil ſich der bezirksgerichtliche Beamte in dem einen Falle 
im Sprengel ſeiner Amtsfunction, in dem andern außerhalb desſelben 
in Thätigkeit befindet. 

Wird dem Beamten eines Bezirksgerichtes die Leitung eines 
anderen Bezirksgerichtes übertragen, ſo hat er das Richteramt außer— 
halb ſeines eigenen Amtsbezirkes auszuüben, und ſteht ihm demgemäß 
der Anſpruch auf Diäten zu. 

Dieſe Auslegung findet ihre Unterſtützung in der Miniſterial— 
Verordnung vom 9. Auguſt 1857, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 150, gemäß welcher 
Dienſtreiſen, welche in Unterſuchungsgeſchäften über Verbrechen und 
Vergehen außerhalb des, dem betreffenden Gerichtshofe I. Inſtanz 
zugewieſenen Unterſuchungsſprengels unternommen wurden, 
nicht als Dienſtreiſen im Amtsbezirke anzuſehen waren, ſowie auch 
in dem (in Fuchs' Zuſammenſtellung der auf die Diäten und Reiſe— 
koſten bezugnehmenden Vorſchriften, Seite 237 veröffentlichten) Juſtiz⸗ 
Miniſterialerlaſſe vom 24. April 1878, 3. 3354, demgemäß eine von 
einem bezirksgerichtlichen Beamten in Uebertretungsfällen außerhalb 
ſeines Bezirksgerichtsſprengels vorgenommene Commiſſion als eine 
Dienſtreiſe „außerhalb“ des Amtsſprengels anzuſehen iſt. 

Hiernach, und da eine Herabſetzung der klägeriſchen Subſtitutions— 
gebühren unter das normalmäßige Ausmaß durch ein Uebereinkommen 
mit dem Kläger (im Sinne des Juſtiz-Miniſterialerlaſſes vom 14. De⸗ 
cember 1877, 3. 16.561) nicht bewirkt wurde, erſcheint der Anſpruch 
des Klägers auf den Bezug der vollen claſſenmäßigen Diäten im 
Geſetze begründet, zumal die (aus der Verſchiedenheit der Grenzen der 
Competenz ſich ergebende) Ungleichheit der Gebühren der Beamten der 
Gerichtshöfe I. Inſtanz und jener der Bezirksgerichte nur im Wege 
der Geſetzgebung beſeitigt werden kann; wobei übrigens bemerkt werden 
kann, daß eine Ungleichartigkeit auch bei Annahme des vom k. k. Juſtiz⸗ 
miniſterium aufgeſtellten Grundſatzes beſtehen bliebe, nämlich die oben 
erwähnte Zuerkennung voller Diäten an die Beamten der Oberlandes= 
gerichte. 

Der Umſtand aber, daß in dem die Abordnung des Klägers 
nach Zirknitz genehmigenden Juſtiz-Miniſterialerlaſſe vom 30. Novem⸗ 
ber 1897, Z. 27.432, der Ausdruck „Taggeld“ gebraucht wurde, 
vermag einen Einfluß auf den rechtlichen Beſtand des klägeriſchen 
Anfpruches nicht auszuüben, und die in der Gegenſchrift des k. k. Juſtiz— 
miniſteriums citirten 88 46 und 47 des G.-O.⸗Geſetzes vom 27. No= 
vember 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 217, enthalten eine Beſtimmung über 
das Maß der daſelbſt vorgeſehenen Entſchädigung nicht. 

Demgemäß, und da die Richtigkeit der thatſächlichen und ziffer— 
mäßigen Angaben des Klägers in der Gegenſchrift anerkannt wurde, 
iſt dem Klagebegehren vollinhaltlich ſtattzugeben, wobei ein Erkenntniß 
über die Proceßkoſten entfällt, da der Kläger ausdrücklich erklärte, keine 
anzuſprechen. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 17. Januar 1899, 3. 6.) 


Fahrläſſigkeit im Sinne des § 12 des Lebensmittel⸗Geſetzes vom 

16. Jänner 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 89 ex 1897, fällt dem Ver⸗ 

käufer insbeſonders dann zur Laſt, wenn er aus Herkunft oder Be⸗ 

ſchaffenheit des Lebensmittels hervortretende Bedenken, welche zur 

Unterfuchung desſelben Anlaß gäben, mangels pflichtmäßiger Auf⸗ 
merkſamkeit unbeachtet läßt. 


Der Oberſte Gerichts- und Caſſationshof hat mit Plenar⸗ 
entſcheidung vom 18. Jänner 1899, 3. 376 b, in dem nach § 33 
St.⸗P.⸗O. durchgeführten Verfahren zu Recht erkannt: Durch das 
Urtheil des Bezirksgerichtes Rudolfsheim vom 7. Juni 1898, womit 
Joſef S. und Ignaz P. von der Anklage wegen Uebertretung des 
§ 11, 3. 1, beziehungsweiſe Z. 4 des Geſetzes vom 16. Jänner 
1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 89 ex 1897, freigeſprochen wurden, und 
durch die die Berufung gegen dieſes Urtheil zurückweiſende Entſchei— 
dung des Landes- als Berufungsgerichtes in Wien vom 11. Juli 
1898 wurde das Geſetz in den Beſtimmungen des § 262 St.-P.⸗O. 
und des § 12 des Geſetzes vom 16. Jänner 1896, R.-G.⸗Bl. 
Nr. 89 ex 1897, verletzt. 

Gründe: Nach Inhalt der von der Generalprocuratur mit⸗ 
getheilten, die Strafſache gegen Joſef S. und Ignaz P. wegen der 
Uebertretung des § 11 des Geſetzes vom 16. Jänner 1896, R.⸗G.⸗Bl. 


Nr. 89 ex 1897, betreffenden Acten beider Inſtanzen wurde im 
Geſchäfte des Gemiſchtwaarenhändlers Joſef S. in Nudolfsheim Pa⸗ 
prika beanſtändet, welche durch abnorme Färbung auffiel. Deren 
Prüfung durch die k. k. landwirthfchaftlich-chemiſche Verſuchsſtation 
ergab eine Beimiſchung erheblicher Mengen von Schwerſpat (ſchwefel— 
ſaurer Baryt) und Maismehl. Joſef S. gab an, er habe die Paprika 
von dem Zwiſchenhändler Ignaz P. bezogen; dieſer wieder produ⸗ 
cirte eine Rechnung der ungariſchen Export- und Packet⸗Transport⸗ 
Actiengeſellſchaft in Budapeſt, von welcher er die Paprika gekauft zu 
haben behauptete. Das Bezirksgericht Rudolfsheim ſprach mit Urtheil 
vom 7. Juni 1898 beide Angeklagte von der Anklage frei, weil die 
Verfälſchung der beanſtändeten Waare nicht von ihnen ſelbſt vorge— 
nommen wurde, weil Ignaz P. die Waare von der ungariſchen Ex⸗ 
portgeſellſchaft als garantirt reine Paprika kaufte, und dem Auges 
klagten nicht die Pflicht oblag, die Waare vorerſt zu unterſuchen. Die 
gegen dieſes Urtheil vom öffentlichen Ankläger erhobene Berufung 
wies das Wiener Landes- als Berufungsgericht mit Urtheil vom 
11. Juli 1898 unter Verweiſung auf die Begründung des erſtrichter— 
lichen Urtheiles zurück. Beide Urtheile ſind jedoch rechtsirrig. 

Daß die Angeklagten die Fälſchung der Paprika nicht vor— 
genommen haben, ſchützt ſie nur vor der Verantwortlichkeit nach 8 11, 
Z. 1 des Geſetzes vom 16. Jänner 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 89 ex 
1897. Wird zugegeben, daß Joſef S. und Ignaz P. von der Fäl— 
ſchung keine Kenntniß hatten, ſo entfiele damit allerdings auch die 
Qualification der That nach § 11, 3. 4 des citirten Gefetzes. Allein 
zu unterſuchen blieb immer noch, ob nicht der Delictsthatbeſtand des 
$ 12 eit. Gef. vorliege, und daß dieſer vorhanden ſei, iſt nicht zu 
bezweifeln. Mag auch Ignaz P. die Paprika von einer ſoliden Firma 
bezogen haben, ſo iſt doch nicht außeracht zu laſſen, daß nach Aus— 
ſage der Zeugen Georg R. die Fälſchung eine augenfällige war. Aus 
der abnormen Färbung der Waare hätten die Angeklagten bei pflicht— 
mäßiger Aufmerkſamkeit Verdacht ſchöpfen müſſen, daß die Paprika 
nicht rein ſei, und dann allerdings war es ihre Pflicht, die Ware 
vor ihrem Weiterverkaufe unterſuchen zu laſſen. Da fie dies under— 
ließen und die Paprika trotz ihres verdächtigen Ausſehens weiter— 
verkauften, handelten ſie fahrläſſig, und da ihre Handlungsweife 
objectiv den Delietsthatbeſtand der Z. 4 des § 11 Geſetzes vom 
16. Jänner 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 89 ex 1897, erſchöpft, fo waren 
fie der im § 12 cit. Geſetzes bezeichneten Uebertretung ſchuldig zu 
ſprechen. 

Die auf Grund der Beſtimmungen der 88 33 und 292 St.-P.⸗O. 
von der Generalprocuratur zur Wahrung des Geſetzes ergriffene Nichtig— 
keitsbeſchwerde erweiſt ſich daher als eine volkommen gegründete, und 
deßhalb war derſelben unter Conſtatirung der unterlaufenen Gefetzes— 
verletzung ſtattzugeben. 


Notiz. 


(„Zur Friedensbewegung “). Ueber dieſes Thema hielt der zweite 
Präſident des Oberſten Gerichtshofes Dr. Emil Steinbach in der Verſammlung 
der Wiener Juriſtiſchen Geſellſchaft am 12. April d. J. einen Vortrag, über welchen 
die „Juriſtiſchen Blätter“ Nachſtehendes berichten: 

Kaum eine andere Frage, ſo führte der Vortragende aus, hat in den letzten Jahr⸗ 
zehnten die allgemeine Aufmerkſamkeit der ganzen civiliſirten Welt fo ſehr in Anſpruch 
genommen, als die ſogenannte Friedensfrage, die Frage der Möglichkeit des Aufhörens 
der Kriege und des Erſatzes derſelben durch eine andere Art der Entſcheidung inter: 
nationaler Streitigkeiten. Warum werden die Streitigkeiten der Staaten durch den Krieg, 
alſo durch Gewalt entſchieden? Die Antwort auf dieſe Frage iſt zunächſt eine ſehr 
einfache. Weil es für die Streitigkeiten zwiſchen den Staaten an einem Richter fehlt. 
Im Staate iſt die Anwendung von Gewalt, außer in Ausübung von Nothwehr 
und allenfalls noch in gewiſſen, enge beſchränkten Fallen der Selbſthilfe, principiell 
ausgeſchloſſen. Der Uebertreter des Friedensgebotes verfällt regelmäßig der Strenge 
des Strafgeſetzes. Die Aufgabe der Entſcheidung der Streitigkeiten der Staatsbürger 
aber obliegt dem Richter. Der geſicherte Beſtand einer ſtändigen Gerichtsbarkeit 
letzt eine die rechtſuchenden Individuen umfaſſende Organiſation voraus. Für die 
ſtaatlichen Gerichte dient die Organiſation des Staates als Grundlage. Für die 
ſelbſtſtändigen Staaten fehlt es dagegen noch an einer ſolchen Organiſation; es 
ſind höchſtens die erſten Anfänge derſelben wahrzunehmen. Von größtem Intereſſe 
iſt in dieſer Richtung die aus der Initiative des Kaiſers von Rußland hervor: 
gegangene „heilige Allianz“. Mit größerer Feierlichkeit und Unverkennbarkeit iſt der 
Wunſch nach einer die verſchiedenen Staaten umfaſſenden Organiſation wohl nie⸗ 
mals ausgeſprochen worden, als bei dieſer Gelegenheit. Die Schickſale der heiligen 
Allianz ſind bekannt. Ein zweiter anologer Verſuch iſt nicht mehr unternommen 
worden. Die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts hat eine ganze Reihe von Ver⸗ 
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ſuchen aufzuweiſen, Staatengemeinſchaften zum Zwecke der Erfüllung einzelner 
beſtimmter Aufgaben zu ſchaffen und auf dieſe Weiſe die Staatsgeſellſchaft auf 
Grundlage von Specialverträgen zunächſt für einzelne Aufgaben zu organiſiren, 
ja für ſolche Aufgaben ſelbſt beſondere Gemeinſchaftsorgane zu errichten. In der 
großen Mehrzahl der Fälle waren es dringende Bedürfniſſe des in den letzten 
Jahrzehnten in ganz ungeahnten Dimenſionen zunehmenden internationalen Ver⸗ 
kehres, welche dieſe Verſuche veranlaßten, doch ſind auch andere Gebiete von dieſer 
Bewegung nicht unberührt geblieben. Im Ganzen wurde durch dieſe Verſuche der 
Beweis der Durchführbarkeit der Organiſation der ſtaatlichen Genoſſenſchaft für 
beſtimmte Zwecke erbracht. Der Vortragende erinnert in dieſer Hinſicht an die 
internationalen Poſt- und Telegraphenverträge, an die Vereinigungen zum Schutze 
des literariſchen und ſogenannten induſtriellen Eigenthums, an den Vertrag über 
das internationale Eiſenbahnfrachtrecht, an die Genfer Convention in Betreff der 
im Kriege verwundeten Soldaten und an die mannigfachen, zur Durchführung der 
dieſen Vereinigungen obliegenden Aufgaben gegründeten internationalen Aemter und 
ſonſtigen Organe. Wir vergeſſen aber allzuleicht, daß unſere derzeitigen Rechtszu⸗ 
ſtände das Reſultat jahrhundertelanger hiſtoriſcher Entwicklungen ſind, und daß 
den beſten Anhaltspunkt für die Beantwortung der Frage nach Geſtaltungen der 
Zukunft noch immer die Erfahrungen der Vergangenheit gewähren. Welche durch 
Jahrhunderte fortgeſetzte Anſtrengungen der höchſten Gewalten, welche erbitterte 
Kämpfe hat es gekoſtet, bis mau von den geſchilderten Rechtszuſtänden zu dem 
allgemeinen ewigen Landfrieden des Jahres 1495 gelangte, in welchem alle Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen erlaubter und unerlaubter Fehde aufgehoben und aller fernere 
Gebrauch des Fauſtrechtes als Friedensbruch erklärt wurde. Auf einem ſpeciellen 
Gebiete können wir übrigens eine der geſchilderten ganz anologe, gewiſſermaßen 
einen Theil derſelben bildende Entwicklung mit eigenen Augen verfolgen, nämlich 
auf dem Gebiete des Zweikampfes. In Betreff der Verletzungen der Ehre liegt die 
ſtaatliche Gerichtsbarkeit ſeit Jahrhunderten im Streite mit der von den hervor: 
ragendſten Geſellſchaftskreiſen anerkannten, ja zur ausreichenden Wahrung der 
perſönlichen Ehre geradezu als unentbehrlich erachteten Berechtigung des Beleidigten 
zur Selbſthilfe durch den nach feſtſtehenden Regeln vor ſich gehenden Kampf mit 
tödtlichen Waffen, und es läßt ſich nicht behaupten, daß, etwa mit Ausnahme 
Englands, in dieſem Streite die ſtaatliche Gerichtsbarkeit bereits den Sieg errungen 
habe, oder auch nur nahe an dieſem Ziele ſtehe. Andererſeits iſt aber der Zwei— 
kampf ſelbſt in ſeiner jetzigen Geſtalt geradezu zum Rechtsinſtitute geworden. Die 
Vorausſetzungen desſelben, die vorbereitenden Schritte und der Kampf ſelbſt ſind 
durch zahlreiche, ſehr eingehende, gewohnheitsrechtlich ſeſtſtehende Normen geregelt, 
welche letzteren ſchon oft den Gegenſtand wiſſenſchaftlicher Darſtellung gebildet haben 
und als „Duellcodex“ zuſammengeſtellt wurden. Ueberblickt man nun den Gang 
der angeführten mit der den Gegenſtand der Unterſuchung bildenden, offenbare 
Analogien darbietenden, nur auf viel engeren Gebieten ſich vollziehenden Entwick⸗ 
lungen und erwägt man andererſeits die vielfach ganz außerordentliche Wichtigkeit 
und Schwierigkeit der zwiſchen den einzelnen Staaten entſtehenden Streitfragen, 
berückſichtigt man endlich die weitgehende Eiferſucht und Susceptibilität der Staaten, 
fowohl in Fragen der Macht als des internationalen Ehrenpunktes, ſo kann wohl 
kein Zweifel darüber obwalten, daß das vorgeſteckte Ziel allgemeiner Abrüſtung 
und des ewigen Friedens keinesfalls, wie von jo zahlreichen aufrichtigen Friedens: 
freunden gehofft wird, mit einemmale und für alle Zeiten erreicht werden könne. 

Zwei Richtungen ſind es jedoch vorzugsweiſe, in welchen in unſerer Zeit 


Anzeichen einer etwas beſchleunigteren Entwicklung im friedlichen Sinne zu gewahren 


ſind, nämlich einerſeits in der Richtung auf eine Beſchränkung der Mittel der 
Kriegsführung, andererſeits in der Richtung auf Schaffung von Organiſationen 
zur Ausgleichung internationaler Streitigkeiten auf friedlichem Wege. In der 
erſteren Richtung enthält ſchon das Kriegsrecht früherer Zeiten manche Beſtimmungen, 
welche der neueren Entwickelung als Anknüpfungspunkte dienen konnten, ſo beiſpiels⸗ 
weiſe die Ausſchließung des Gebrauches von Gift oder vergifteter Waffen, ſowie 
gewiſſer Gattungen von Schießmaterial, namentlich der Kettenkugeln, ferner das 


Verbot der Verbreitung anſteckender Krankheiten im feindlichen Lager, fowie die 


Abſchaffung des Beuterechtes im Landkriege. In unſerer Zeit ſind es drei für 
zahlreiche Staaten rechtsverbindliche internationale Codificationen, welche für die 
oben ausgeſprochene Anſicht als Belege namhaft gemacht werden können namlich: 
. Die Feſtſetzungen des Pariſer Congreſſes von 1856, wodurch das Beuterecht 
auch im Seekriege wenigſtens beſchränkt, das bis dahin ſchutzloſe Privatgut auf 
Schiffen in gewiſſen Grenzen geſchützt und die Kaperei abgeſchafft wurde; 2. die 
Petersburger Convention von 1868, welche die Anwendung von Sprenggeſchoſſen 
Heinen Kalibers unterſagte, und 3. die Genfer Convention von 1864 zur Ver⸗ 
beſſerung des Schickſales der verwundeten Soldaten im Felde. Das wichtigſte hieher 
gehörige Anzeichen aber gehört der allerjüngſten Vergangenheit an, nämlich das 
Rundſchreiben des ruſſiſchen Miniſters des Aeußern, Grafen Murawiew, vom 
Auguft 1898. Während bisher ſeitens der officiellen Kreiſe ſtets nur einzelne 
qualitative Beſchränkungen der Mittel der Kriegführung discutirt wurden, wird 
jetzt zuerſt eine quantitative Beſchränkung dieſer Mittel, alſo eine theilweiſe Ab- 
rüſtung oder doch die einverſtändliche Unterlaſſung einer noch weitergehenden Wer: 
mehrung der Rüſtungen, zur Discuſſion geſtellt. Auch in der zweiten Richtung 
kann auf zahlreiche Vorkommniſſe aus der Geſchichte des Völkerrechtes verwieſen 
werden, um das Vorhandenſein des Beſtrebens zur Ausgleichung internationaler 
Streitigkeiten auf ſriedlichem Wege darzuthun, doch läßt ſich nicht in Abrede 
ſtellen, daß die Entwicklung in dieſer letzteren Richtung bisher noch weniger auf 
poſitive Reſultate hinzuweiſen in der Lage iſt, als dies in der früher erwähnten 
Richtung der Fall war. Außerordentliches wäre ſchon gewonnen, wenn erzielt 
werden könnte, daß ein ernſter Streitfall vor dem Ausbruche des Krieges von den 
Streittheilen unter Intervention eines am Streite nicht betheiligten Staates oder 
eines anderen unparteiiſchen Organes eingehend erörtert würde. Am eheſten dürften 
ſolche Erfolge bei dem gegenwärtigen Stande der internationalen Beziehungen 
durch eine mehr oder weniger ſtricte Verpflichtung zur Anrufung der guten Dienſte 
oder der Vermittlung eines oder mehrerer unbetheiligter dritter Staaten zu er— 
reichen ſein, woraus ſich dann, je nach der Beſchaffenheit des einzelnen Falles, 


* 


wenn nöthig, die Vereinbarung einer ſchiedsgerichtlichen Austragung ergeben lonnte. 
Die Conſtituirung eines ſtändigen, wenn auch nur facultativen Schiedsgerichtes 
dürfte ſich aber wohl noch als verfrüht herausſtellen. Ohnehin wird übrigens auch 
in der Früher angedeuteten Richtung ein wirklicher und dauernder Erfolg voraus: 
ſichtlich nicht ſofort und mit einemmale zu erreichen fein, weil Staaten unmittel⸗ 
bar vor dem befürchteten Ausbruch eines Krieges ſtets und gewiß nicht ohne 
Grund Bedenken in der Hinſicht hegen werden, in Folge der eingeleiteten Ver⸗ 
handlungen ihre Kriegsvorbereitungen zu unterbrechen oder auch nur zu ver— 
langſamen. 

Redner erörtert nun die Zukunft der Friedensbewegung und meint, es laſſe 
ſich der Inhalt der ſich vor unſeren Augen vollziehenden Entwicklung dahin zu— 
ſammenzufaſſen, daß der Krieg, gerade ſo wie es bezüglich der Fehde im ſpäteren 
Mittelalter der Fall war und bezüglich des Zweikampfes heute der Fall iſt, zum 
Rechtsinſtitut wird. In dieſer Entwickelung aber liegt, gerade ſo wie bei der Fehde 
und beim Zweikampf, der Keim zum Untergang des auf der Entſcheidung durch 
die Gewalt, und nur auf dieſer beruhenden Inſtitutes. In unſerem Jahrhundert 
hat die Entſtehung und Ausgeſtaltung allgemein anerkannter Sätze des Kriegs⸗ 
rechtes eine Beſchleunigung erfahren. Daß Capitulationen nicht gebrochen, daß 
Kriegsgefangene nicht gemartert oder getödtet, daß ausdauernde Vertheidiger einer 
Feſtung nicht hingerichtet werden dürfen, das ſind heutzutage nicht mehr zufällige 
Gebräuche, ſondern feſtſtehende Rechtsſätze, trotzdem noch vor einigen Jahrhunderten 
das Entgegengeſetzte etwas ganz Gewöhnliches war. Noch viel intereſſanter wird die 
Erſcheinung des Eindringens von Rechtsſätzen in das Kriegsweſen, wenn man ſie 
in Parallele ſetzt mit den analogen Vorgängen bei den früher erwähnten Gewalt: 
inſtituten der Fehde und des Zweikampfes. Das Fehderecht iſt erloſchen. Noch 
nicht erloſchen iſt das Inſtitut des Zweikampfes, es beherrſcht noch große und 
mächtige Geſellſchaſtskreiſe, aber der Gang ſeiner Entwicklung zeigt dennoch bereits 
unverkennbare Zeichen des allmählichen Abſterbens. Wie das Fehdeweſen unterliegt 
es dem unaufhaltſamen Vordringen der dasſelbe regelnden Rechtsſätze. Unter 
dieſen Umſtänden kann der Abſchluß der Entwicklung auch auf dieſem Gebiete wohl 
kaum zweifelhaft ſein. Die Analogien ſolcher Erſcheinungen mit Demjenigen, was 
wir in der Entwicklung des Kriegsrechtes in unſerer Zeit zu beobachten Gelegenheit 
haben, liegen auf der Hand. Es werden ganze Staaten neutraliſirt, wie beſpiels⸗ 
weiſe die Schweiz, Belgien, Luxemburg, oder einzelne Bezirke und Localitäten, wie 
die ſovoyiſchen Bezirke Chablais und Faucigny und der Suez-⸗Canal. Dasſelbe gilt 
ſeit der Genfer Convention von den Militärſpitälern und Ambulanzen, ſowie von 
dem Material derſelben. Durch die letztgenannte Convention wurden auch weit: 
gehende Befriedigungen von Perſonen vereinbart, ſo namentlich für das Perſonale 
der Spitäler und Ambulanzen, für Feldgeiſtliche, welche ihrem Amte obliegen, 
für Landesbewohner, welche Verwundeten zu Hilfe kommen. Am weiteften, viel 
weiter, als es im Fehderechte je der Fall war, iſt aber das moderne Völkerrecht 
in der Zurückdrängung des ehemals ganz unbeſchränkten VBeuterechtes gelangt. Selbſt 
im Seekriegsrechte ſind in dieſer Frage, namentlich durch den Pariſer Vertrag 
vom Jahre 1856, ſehr weitgehende Fortſchritte erzielt worden, wenngleich dort 
die Entwicklung hinter der im Landkriege weit zurückgeblieben iſt. Aus den hervor— 
gehobenen Erſcheinungen und namentlich aus ihrem Parallelismus dürfte die 
Richtung der Entwickelung auf unſerem Gebiete wohl mit ausreichender Klarheit 
zu erkennen ſein. Wohl wäre es weit gefehlt, wollte man aus Analogien, und 
mögen ſie noch ſo ſchlagend und für die allgemeine Richtung der Entwickelung 
noch ſo bezeichnend ſein, irgend welche Schlüſſe auf die einzelnen Stadien dieſer 
Entwickelung und namentlich auf die Ereigniſſe der nächſten Zukunft ziehen. Wenn 
auch für unſere Tage die Exiſtenz einer Organiſation der Geſellſchaft der civili⸗ 
ſirten Staaten nicht mehr bezweifelt werden kann, ſo iſt doch dieſe Schöpfung noch 
zu jung und unausgebildet, der dadurch geſchaffene Zuſammenhang noch viel zu 
wenig conſiſtent, als daß diefer Organiſation bereits jetzt die Zukunftsaufgabe der 
Herſtellung und Garantie des ewigen Friedens aufgelaſtet werden könnte. So kann 
es kommen und wird es wohl auch geſchehen, daß zunächſt nicht eine einzige, 
ſondern mehrere verſchiedene Staatengenoſſenſchaften ſich bilden — entſprechend den 
völlig verſchiedenen Intereſſen, von welchen dieſe Staatengruppen derzeit beherrſcht 
ſind — und daß auf dieſe Weiſe das Ziel der Friedensfreunde vorerſt nur ſehr 
theilweiſe erreicht wird. Innerhalb einer ſolchen Staatengenoſſenſchaft nämlich und 
während des Beſtandes derſelben wird zwar die Entſcheidung von Streitigkeiten 
durch Krieg ohne Zweifel ausgeſchloſſen ſein, und an deſſen Stelle eine andere 
Art der Entſcheidung oder Ausgleichung treten, aber zwiſchen ſolchen Staaten: 
gruppen dürfte das Verhältniß zunächſt das bisherige bleiben, und es iſt ſogar 
mit Grund zu befürchten, daß, wie im vierzehnten Jahrhundert in Folge der ger 
ſchloſſenen Bünde an die Stelle von Einzelnfehden vielfach die weit größeren Städte⸗ 
kriege traten, ſo auch die zwiſchen den mächtigen Staatengruppen etwa entſtehen⸗ 
den Kriege noch einen weit größeren Umfang haben werden, als dies bisher jemals 
der Fall war, und geradezu den Charakter von Weltkriegen annehmen dürften. 
Wie lange eine ſolche Uebergangsperiode währen, wie lange es dauern könnte, bis 
die furchtbaren Erfahrungen eines ſolchen Zeitraumes den gegen den Krieg gerich⸗ 
teten Tendenzen überall die Oberhand verſchaffen, und die Herſtellung einer allge⸗ 
meinen, ſämmtliche Staaten umfaſſenden dauernden Friedensorganiſation ermög⸗ 
lichen würden, darüber laſſen ſich begreifticherweiſe auch nicht einmal Vermuthungen 
aufſtellen, wenngleich das ſchließliche Refultat mit ziemlicher Wahrſcheinlichkeit 
vorausgeſehen werden kann. Die Culturgeſchichte der Menſchheit zeigt uns überall 
die allmähliche Einſchränkung und Verdrängung der Gewalt und die Erſetzung ihrer 
Functionen durch andere Mittel. Vertrag und Gericht in ihren früheſten Formen 
erweiſen durch die bei denſelben üblichen Gebräuche und ſymboliſchen Handlungen, 
daß ſie an die Stelle des früher überall herrſchend geweſenen Gewaltkampfes ge⸗ 
treten ſind. Wenn die Gefahren und Koſten des Krieges noch lange in gleichem 
Verhältniſſe ſich ſteigern, wenn die Entwicklung des internationalen Verkehres noch 
weiter zunimmt, und dadurch jede kriegeriſche Störung ſtets lebhafter empfunden 
und insbeſondere dadurch die Verſorgung reicher und mächtiger Induſtrieſtaaten mit 
unentbehrlichen Rohpruducten gefährdet wird — und wahrſcheinlich auch erſt dann, 
wenn für all' Das in Folge eines oder mehrerer furchtbarer Weltkriege die allerem— 
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pfindlichſten Erfahrungen vorliegen werden — dann dürfte in der That das Zeit⸗ 


alter der Kriege ſich ſeinem Ende zuneigen und an die Stelle der Entſcheidung durch 
die Gewalt auch hier der Vergleich oder richterliche Spruch treten. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Ackerbauminiſterium Dr. 
hn Freiherrn v. Beck den Titel und Charakter eines Sectionschefs 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben die mit dem Titel und Charakter eines Hofrathes 
bekleideten Ober-Finanzräthe der Finanz⸗Landesdirection in Prag Ludwig Novak 
und Joſef Novotny zu Hofräthen ernannt. 

Se. Majeſtät haben die Forſträthe Eduard Ziglbauer und Rudolf 
Nekola ad personam zu Ober-Forſträthen ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem mit dem Titel und Charakter eines Regierungs- 
rathes bekleideten Inſpector der General-⸗Juſpection der öſterr. Eiſenbahnen Adolf 
Kaisler, ſowie die Inſpectoren bei dieſer Behörde Jaroslav R. v. Mich a⸗ 
lowski, Moriz Steiner und Alois Perſein zu Ober⸗Inſpectoren ernannt 
und dem Inſpector Friedrich Rietſch den Titel und Charakter eines Ober⸗ 
Inſpectors verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem mit dem Titel und Charakter eines Statthalterei: 
rathes bekleideten Bezirkshauptmann Wenzel Scholta in Königgrätz anläßlich 
der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines Hofrathes ver— 
liehen. 

Se. Majeſtät haben dem Ober-Inſpector der General-Inſpection der 
öſterr. Eiſenbahnen Baurath Franz Grazuer anläßlich der Verſetzung in den 
Ruheſtand den Titel und Charakter eines Ober-Baurathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Vorſtande der Salinen-Verwaltung in Hall, 
Bergrathe Anton Hoßinek, anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den 
Titel und Charakter eines Ober-Bergrathes verliehen. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die im Sanitätsdepartement 
dieſes Miniſteriums in Verwendung ſtehenden Bezirksärzte Dr. Carl Ritter von 
Helly und Dr. Eugen Hofmokl zu Ober-Bezirksärzten ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Verwalter des k. k. Pfand⸗ 
und Leihamtes in Prag Johann Michälek zum Liquidator und den Secretär 
dieſer Anſtalt Joſef Walzel zum Verwalter ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Bezirkscommiſſär Hubert 
Bräunlich zum Landesregierungs⸗Secretär in Schleſien ernannt. 

Der Miniſterpraſident a. L. d. M. d. J. hat die Bezirkscommiſſäre 
Dr. Albert Zegklitz, Dr. Friedrich Kohl Edlen v. Kohlenegg, Stefan 
Szilva v. Szilväs, Franz Grafen Bellegarde und Dr. Robert Davy zu 
Miniſterial-Viceſecretären im Miniſterium des Innern ernannt. 

Der Minifterpräfident a. L. d. M. d. J. hat den Bau-Adjuncten Johann 
Paul zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Kärnten ernannt. 

Der Miniſterpräfident a. L. D. M d. J. hat den Magiſtrats⸗Commiſſär 
in Klagenfurt Friedrich Wlatnigg zum Polizei-Commiſſär bei der Trieſter 
Polizei⸗Direction ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Secretär der Finanz-Procuratur in Laibach 
Dr. Victor Peſſiak zum Finanzrathe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Secretär der Finanz-Procuratur in Innsbruck 
Dr. Alſons Eccher-Echo Edlen von Marienberg zum Finanzrathe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit dem Titel und Charakter eines Finanz⸗ 
rathes bekleideten Secretär der Finanz-⸗Procuratur in Trieſt Dr. Karl Neuſcheller 
zum Finanzrathe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuer⸗Oberinſpectoren Hugo Zothe und 
Joſef Koubek zu Finanzräthen, und zwar den Letzteren extra statum, für den 
Bereich der Finanz⸗Direction in Czernowitz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Moriz Weinzierl 
zum Finanzrathe bei der n.⸗ö. Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Zoll⸗Oberamts⸗Verwalter Johann Sebek in 
Graz zum Joll⸗Oberamts⸗Vicedireckor in der VII. Rangsclaſſe, dann die Zoll: 
oberamts⸗Officiale Heinrich Büttner und Maximilian Zeidler in Wien zu 
Zoll⸗Oberamts⸗Controloren in der VIII. Rangsclaſſe, ſämmtliche bei dem Haupt⸗ 
zollamte in Wien, ernannt. 


Erledigungen. 


Die Lottvamts⸗ und Caſſa⸗Controlors ſtelle, ferner die Lotto⸗ 
amts-Ardivarftelle in der IX. Rangsclaſſe beim Lottoamte in Trieſt bis 
25. Mai 1899. (Amtsblatt Nr. 108.) . 

1 Ober-Polizeirathsſtelle in der VI. Rangsclaſſe, 1 Polizei⸗ 
raths ſtelle in der VII. Rangsclaſſe, 3 Polizei⸗Obercommiſſärsſſtellen in 
der VIII. Rangsclaſſe, einige Polizeicommiſſärsſtellen in der IX. Rangs⸗ 
claſſe und 1 Polizeiconcipiſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe bei der Trieſter 
Polizeidirection bis 15. Juni 1899. (Amtsblatt Nr. 104.) 

1 Polizeioffici al ſtelle in der X. Rangsclaſſe und 1 event. 2 Polizei⸗ 
kanzliſten ſtellen in der IX. Rangsclaſſe bei der Polizeidirection in Trieſt bis 
20. Juni 1899. (Amtsblatt Nr. 104.) 


BE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammit 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 23 und 24 der Erkenntniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


